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THEMEN IN DIESER AUSGABE:

Krankheitskosten: 
Voraussetzungen für be­
rufliche Veranlassung

Aufwendungen eines Arbeitnehmers für 
seine Gesundheit können sowohl den  
privaten als auch den beruflichen Bereich 
betreffen.
Ein Abzug als Betriebsausgaben oder Wer-
bungskosten ist nur dann möglich, wenn 
die Kosten klar und eindeutig durch die 
berufliche Tätigkeit veranlasst sind. Ab-
ziehbar sind z. B. Aufwendungen im Zu-
sammenhang mit sogenannten typischen 
Berufskrankheiten nach gesicherten medi-
zinischen Erkenntnissen. Das Gleiche gilt, 
wenn im Einzelfall der Zusammenhang 
zwischen Beruf und der Entstehung der 
Krankheit offensichtlich ist.
BFH, Beschl. v. 09.11.2015, VI R 36/13, 
BFH/NV 2016, S. 194

Abschreibung  
nach Einlage

Aus dem zugrunde liegenden Fall, den der 
Bundesfinanzhof (BFH) zu entscheiden 
hatte, lassen sich beträchtliche Vorteile 
aus der Absetzung für Abnutzung (AfA) 
ableiten.
Bebaut der Unternehmer ein betrieblich 
genutztes Grundstück, das ihm zusam-
men mit seinem Ehegatten gehört, sind 
Wertsteigerungen der dem Ehegatten 
gehörenden Hälfte nicht einkommensteu-
erpflichtig. Wird das gemeinsame Grund-
stück später auf den Sohn, der den Betrieb 
des Vaters fortführt, übertragen, kann im 
Ergebnis für nur einmal angefallene Bau-
kosten die AfA zweimal beansprucht 
werden.
Die übertragenen Wirtschaftsgüter, die 
dem Vater gehörten, waren mit den Buch-
werten aus den Bilanzen des Vaters fort-
zuführen. Die der Mutter zivilrechtlich 
gehörenden Gebäudeteile gingen schen-
kungshalber über und wurden in den Be-
trieb des Sohnes eingelegt. Die Einlage 
bewertete der Sohn mit dem aktuellen 
Teilwert, der deutlich höher lag als der 
Restbuchwert, der vom Vater übernom-
men wurde. So ergab sich die Möglichkeit 
zur Vornahme erneuter AfA-Beträge auf 
die vom Vater bereits nahezu abgeschrie-
benen Gebäudeteile.
Diese Gestaltung hat der BFH gebilligt. 
Zugleich aber hat er klargestellt, dass für 

den Bilanzposten, der den eigenen Bau-
aufwand des Unternehmers für die Gebäu-
deteile des anderen Ehegatten verkörpert, 
keine Steuersubventionen beansprucht 
werden können, die gesetzlich nur für 
Wirtschaftsgüter des Betriebsvermögens 
gewährt werden.
BFH, Urt. v. 09.03.2016, X R 46/14, 
DStR 2016, S. 1014

Negative Hinzurechnung 
der Verlustübernahme 
eines stillen 
Gesellschafters

Die Gewinnanteile eines stillen Gesell-
schafters gehören bei der Gewerbesteuer 
zu den hinzuzurechnenden Beträgen. Ist 
der Gewinnanteil negativ und hat sich der 
stille Gesellschafter im Gesellschaftsver-
trag zur anteiligen Verlusttragung ver-
pflichtet, kommt es zu einer so genannten 
negativen Hinzurechnung. Anders als bei 
positiven Hinzurechnungen, die sich nur 
auswirken, wenn die Betragsgrenze von 
insgesamt 100.000 € überschritten wird, 
gibt es bei der negativen Hinzurechnung 

keine solche Hinzurechnungsgrenze. So-
mit sind auch nur geringfügige Beträge bei 
der Ermittlung des Gewerbeertrags abzu-
ziehen.
BFH, Urt. v. 28.01.2016, I R 15/15, 
DStR 2016, S. 1158

Übernahme von 
Leasingraten durch 
den Arbeitnehmer bei 
Barlohnumwandlung 
keine Werbungskosten

Überlässt der Arbeitgeber seinem Arbeit-
nehmer ein geleastes Fahrzeug zur dienst-
lichen und privaten Verwendung, wird 
die 1 %-Methode für die Privatnutzung 
angewandt und wird sein Barlohn um 
die vom Arbeitgeber getragenen Leasin-
graten gekürzt, ist dieser Betrag nicht als 
Werbungskosten bei den Einkünften aus 
nichtselbständiger Arbeit zu berücksich-
tigen. Schon begrifflich können hier keine 
Werbungskosten vorliegen, weil es sich 
dabei um „Aufwendungen zur Erwerbung, 
Sicherung und Erhaltung der Einnahmen“ 
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handeln muss. Ein Barlohnverzicht ist  
keine Aufwendung in diesem Sinne und 
erfüllt damit diese Voraussetzungen nicht.
FG Berlin Brandenburg, Urt. v. 11.02.2016, 
9 K 9317/13, (rkr.), EFG 2016, S. 702

Heimunterbringung 
als außergewöhnliche 
Belastung

Steuerpflichtige können bestimmte Auf-
wendungen bei ihrer Einkommensteuer-
erklärung als außergewöhnliche Belastun-
gen geltend machen. Die Aufwendungen 
müssen dem Steuerpflichtigen zwangsläu-
fig erwachsen. Sie müssen notwendig sein 
und dürfen einen angemessenen Betrag 
nicht übersteigen. Das Niedersächsische 
Finanzgericht hatte über einen Fall zu 
entscheiden, in dem der Steuerpflichtige 
lediglich aus Altersgründen in ein Alten-
heim umgezogen war und erst während 
des Heimaufenthalts krank und pflege-
bedürftig wurde. Das Gericht erkannte 
die Aufwendungen für die Heimunter-
bringung nicht als außergewöhnliche Be-
lastung an, weil der Umzug in das Heim 
durch das Alter des Steuerpflichtigen ver-
anlasst war. Nur die Aufwendungen für 
die Unterbringung in der Pflegestation 
eines Heims oder zusätzlich in Rechnung 
gestellte Pflegekosten können steuerlich 
berücksichtigt werden. Auch kommt kei-
ne Aufteilung des Unterkunftsentgelts in 
Unterbringungskosten (übliche Kosten der 
Lebensführung) und außergewöhnliche 
Krankheits- und Pflegekosten in Betracht. 
Der Bundesfinanzhof muss nun abschlie-
ßend entscheiden.
Niedersächsisches FG, Urt. v. 15.12.2015, 
12 K 206/14, (Rev. eingel., Az. BFH: VI R 
3/16), EFG 2016, S. 647

Doppelte Haushalts­
führung innerhalb einer 
Großstadt: Fahrzeit von 
etwa einer Stunde pro 
Strecke zumutbar

Arbeitnehmer können notwendige Mehr-
aufwendungen, die ihnen wegen einer be-
ruflich veranlassten doppelten Haushalts-

führung entstehen, als Werbungskosten 
abziehen. Dazu muss der Arbeitnehmer 
am Ort seiner Beschäftigung wohnen und 
außerhalb dieses Ortes einen weiteren 
eigenen Hausstand (Hauptwohnung) un-
terhalten. Grundsätzlich ist es denkbar, 
dass beide Orte innerhalb derselben poli-
tischen Gemeinde liegen. Abzustellen ist 
vielmehr auf das Einzugsgebiet. Nach der 
Entscheidung des Finanzgerichts Berlin-
Brandenburg l iegt die Hauptwohnung 
noch im Beschäftigungsort, wenn der Ar-
beitnehmer von dort seine Arbeitsstätte 
innerhalb von etwa einer Stunde erreichen 
kann. In diesen Fällen fehlt es am Ausein-
anderfallen von Beschäftigungsort und Ort 
der Hauptwohnung. Die Anmietung der 
zweiten Wohnung kann durchaus wegen 
der erheblich kürzeren Fahrzeit beruflich 
veranlasst sein, aber eine doppelte Haus-
haltsführung liegt nicht vor.
Der Bundesfinanzhof muss abschließend 
entscheiden.
FG Berlin-Brandenburg, Urt. v. 16.12.2015, 
7 K 7366/13, (Rev. eingel., Az. BFH: VI R 
2/16), BB 2016, S. 1317

Noch nicht verbrauchter 
größerer Erhaltungsauf­
wand ist beim Einzel­
rechtsnachfolger nicht 
abzugsfähig

Bei den Einkünften aus Vermietung und 
Verpachtung besteht die Möglichkeit, 
größere Aufwendungen für die Erhaltung 
von Gebäuden zu verteilen. Unter folgen-
den Voraussetzungen ist eine Verteilung 
möglich:
• �Das Gebäude befindet sich im Privat

vermögen.
• �Das Gebäude dient überwiegend Wohn-

zwecken. Dies ist der Fall, wenn die 
Grundfläche der Wohnzwecken dienen-
den Räume des Gebäudes mehr als die 
Hälfte der gesamten Nutzfläche beträgt.

Bei der Behandlung des Erhaltungsauf-
wands hat der Steuerpflichtige zwei Mög-
lichkeiten:
• �Er kann die gesamten Erhaltungsauf-

wendungen im Jahr der Zahlung in vol-
lem Umfang als Werbungskosten geltend 
machen.

• �Er kann die hohen Erhaltungsaufwen-

dungen ab dem Jahr der Zahlung gleich-
mäßig auf zwei bis fünf Jahre verteilen.

Der Steuerpflichtige kann jede Maßnahme 
einzeln behandeln. So kann er z. B. Auf-
wendungen für den Außenanstrich sofort 
im Jahr der Zahlung als Werbungskosten 
abziehen und die im selben Jahr gezahlten 
Aufwendungen für eine Dachreparatur auf 
zwei bis fünf Jahre gleichmäßig verteilen.
Wird das Grundstück während des Ver-
teilungszeitraums der Erhaltungsaufwen-
dungen
• �veräußert,
• �in ein Betriebsvermögen eingebracht 

oder
• �nicht mehr zur Einkünfteerzielung ge-

nutzt,
ist der noch nicht berücksichtigte Teil des 
Erhaltungsaufwands in diesem Jahr als 
Werbungskosten abzusetzen.
Das Finanzgericht Münster hatte über fol-
genden Fall zu entscheiden: Eine Mutter 
übertrug im Wege der vorweggenomme-
nen Erbfolge ein Gebäude auf ihre Tochter 
unter Vorbehalt des Nießbrauchsrechts, 
d. h., ihr standen weiterhin die Mieteinnah-
men zu. Im notariellen Schenkungsvertrag 
verpflichtete sich die Mutter, Reparaturen 
und Modernisierungsmaßnahmen weiter-
hin zu zahlen. Einige Jahre nach der Über-
tragung ließ die Mutter eine neue Heizung 
in das Haus einbauen. Um eine optimale 
Steuerersparnis zu erreichen, verteilte sie 
die Aufwendungen auf drei Jahre. Wäh-
rend des Verteilungszeitraums wurde das 
Nießbrauchsrecht aufgehoben. Die Tochter 
als nun „Volleigentümerin“ des Hauses be-
antragte, die bis dato noch nicht genutzten 
Aufwendungen in ihrer eigenen Steuerer-
klärung als Werbungskosten zu berück-
sichtigen. Finanzamt und Finanzgericht 
folgten diesem Antrag nicht: Hat der Nieß-
braucher größere Erhaltungsaufwendun-
gen auf mehrere Jahre verteilt und wird der 
Nießbrauch innerhalb des Verteilungszeit-
raums beendet, kann der Eigentümer den 
verbliebenen Teil der Aufwendungen nicht 
als Werbungskosten in seiner Steuererklä-
rung geltend machen.
FG Münster, Urt. v. 15.04.2016, 4 K 422/15, 
(rkr.), EFG 2016, S. 896

Schenkungsteuer durch 
zinslose Kreditgewährung 
an Lebensgefährtin

Die Klägerin lebte mit ihrem Lebenspart-
ner in einem ihr gehörenden Wohnhaus. 
Zwecks Finanzierung von Umbau- und 
Sanierungsmaßnahmen gewährte der Le-
benspartner seiner Partnerin ein zinsloses, 
erst in späteren Jahren zu tilgendes Dar-
lehn. In der Zinslosigkeit des gewährten 
Darlehns sah das zuständige Finanzamt 
einen der Schenkungsteuer unterliegen-
den Sachverhalt. Daran ändere auch der 
Umstand nichts, dass der kreditgebende 
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Lebensgefährte den Umbau mitgestalten 
und das Haus unentgeltlich zu eigenen 
Wohnzwecken mitbenutzen durfte.
Das angerufene Finanzgericht folgte der 
Beurteilung des Finanzamts. Zur Be-
gründung führte es aus, dass in derar-
tigen Fällen eine freigebige Zuwendung 
vorliegt. Beim Empfänger kommt es zu 
einer endgültigen Vermögensmehrung, 
der kein entsprechender Vermögensab-
fluss gegenübersteht. Das Argument des 
gemeinsamen Wohnens kann nicht als 
Gegenleistung angesehen werden. Es ist 
Ausdruck des lebenspartnerschaftlichen 
Verhältnisses.
FG München, Gerichtsbescheid  
v. 25.02.2016, 4 K 1984/14, (rkr.),  
EFG 2016, S. 728

Veräußerung des steuer- 
frei geerbten Familien- 
heims innerhalb von 
zehn Jahren führt zur 
Nachversteuerung

Familienheime können steuerfrei an den 
Ehegatten, den Lebenspartner oder die 
Kinder vererbt werden. Dazu muss der Erb-
lasser bis zu seinem Tod im Familienheim 
gewohnt haben. Der Erbe muss das Fami-
lienheim für zehn Jahre zu eigenen Wohn-
zwecken nutzen. Veräußert der Erbe das 
Familienheim innerhalb von zehn Jahren, 
entfällt nachträglich die Steuerbefreiung. 
Das gilt auch dann, wenn der Erbe seine 
Eigentümerstellung überträgt, das Fa-
milienwohnheim aber weiterhin im Rah-
men eines Nießbrauchs oder Wohnrechts 
weiterbenutzt. Auch eine unentgeltliche 
Übertragung des Familienheims durch 
den Erben auf seine Kinder innerhalb der 
Zehnjahresfrist führt zur Nachversteue-
rung.
Hinweis: Für die steuerfreie Vererbung 
des Familienwohnheims müssen keine 
persönlichen Freibeträge in Anspruch ge-
nommen werden. Eine Nachversteuerung 
führt daher nur dann zu einer Erbschaft-
steuerfestsetzung, wenn die persönlichen 
Freibeträge des Erben überschritten wa-
ren oder nunmehr überschritten werden.
Hessisches FG, Gerichtsbescheid  
v. 15.02.2016, 1 K 2275/15, (rkr.),  
EFG 2016, S. 734

Zusätzlich wurde ein Vorläufigkeitsvermerk 
wegen diverser beim Bundesfinanzhof an-
hängiger Verfahren aufgenommen.
Allerdings wurde dieser Bescheid später 
nochmals geändert. Der Bescheid Nr.  2 
enthielt hinsichtlich der Kapitalerträge 
keinen Vorläufigkeitsvermerk mehr, nur 
noch hinsichtlich der Musterverfahren 
beim Bundesfinanzhof. Nach Rechtskraft 
des Bescheids Nr.  2 übergaben die Ehe-
leute dem Finanzamt die endgültige Auf-
stellung über die Kapitalerträge, die nied-
riger waren, als die mit der Selbstanzeige 
erklärten. Die von den Eheleuten verlangte 
Berichtigung des Bescheids Nr.  2 lehnte 
das Gericht ab, weil der Vorläufigkeitsver-
merk hinsichtlich der Kapitalerträge nicht 
mehr aufgenommen worden war. Die Ehe-
leute hätten gegen den Bescheid Nr. 2 in-
nerhalb eines Monats Einspruch einlegen 
müssen, um ihre Rechte zu wahren.
Tipp: Die Vorläufigkeitsvermerke sollten 
bei jedem eingehenden Bescheid auf Voll-
ständigkeit überprüft werden.
BFH, Urt. v. 14.07.2015, VIII R 21/13,  
DStR 2016, S. 1110

Nachzahlungszinsen 
sind bei freiwilliger 
Steuerzahlung 
vor Fälligkeit ab 
Zahlungseingang beim 
Finanzamt zu erlassen

Werden mehr als 15 Monate nach Ablauf 
des Veranlagungszeitraums Steuernach-

zahlungen festgesetzt, müssen Nach-
zahlungszinsen gezahlt werden. Dies gilt 
für alle sog. Veranlagungssteuern, also 
der Einkommen, Körperschaft, Gewerbe 
und Umsatzsteuer. Der Zinssatz beträgt 
0,5 % für jeden vollen Monat. Der Zinslauf 
beginnt 15 Monate nach Ablauf des Ver-
anlagungszeitraums und endet mit der 
Bekanntgabe des Steuerbescheids. Bei 
einem sich hieraus ergebenden Jahres-
zinssatz von 6 % kann es im Hinblick auf 
vorhandene eigene Liquidität sinnvoll 
sein, die Steuern bereits aufgrund eigener 
Berechnung freiwillig zu bezahlen, bevor 
der Steuerbescheid ergeht. In diesem Fal-
le werden die Nachzahlungszinsen zwar 
festgesetzt, müssen vom Finanzamt aber 
aus sachlichen Gründen erlassen werden, 

Vorsteuerabzug im 
Billigkeitsweg nur bei 
Gutgläubigkeit des 
Unternehmers

Ein Unternehmer kann nur dann die in 
Rechnung gestellte Umsatzsteuer als Vor-
steuer abziehen, wenn die Rechnung ord-
nungsgemäß ist, z. B. der leistende Unter-
nehmer zutreffend bezeichnet ist. Ist die 
Rechnung fehlerhaft, kommt ein Vorsteu-
erabzug nur im Billigkeitsweg in Betracht. 
Dies setzt voraus, dass der Unternehmer 
gutgläubig war und alle Maßnahmen er-
griffen hat, die vernünftigerweise von ihm 
erwartet werden können, um sich von der 
Richtigkeit der Angaben in der Rechnung 
zu überzeugen und seine Beteiligung an ei-
nem Betrug ausgeschlossen ist. Dies muss 
der Unternehmer und nicht das Finanzamt 
nachweisen. Dazu ist z. B. erforderlich, dass 
der Unternehmer sich Gewissheit über den 
leistenden Unternehmer verschafft und die 
angegebene Steuernummer bzw. Umsatz-
steuer-Identifikationsnummer auf deren 
Richtigkeit überprüft.
BFH, Urt. v. 18.02.2016, V R 62/14,  
BFH/NV 2016, S. 988

Vorläufigkeitsvermerk 
kann durch ein­
schränkenden Vor­
läufigkeitsvermerk im 
Änderungsbescheid 
wegfallen

Steuerbescheide können in bestimmten 
Punkten vorläufig ergehen. Dies geschieht 
unter anderem, wenn
• �ungewiss ist, ob ein bestimmter Sach-

verhalt überhaupt steuerpflichtig ist oder
• �ein sog. Musterverfahren beim Bundesfi-

nanzhof anhängig und der Steuerpflich-
tige davon betroffen ist.

In beiden Fällen sind der Umfang und der 
Grund der Vorläufigkeit im Steuerbescheid 
anzugeben. Der Steuerbescheid kann dann 
in den angegebenen Punkten jederzeit ge-
ändert werden, solange der Vorläufigkeits-
vermerk nicht aufgehoben ist.
Der Bundesfinanzhof hatte über die wirksa-
me Aufhebung eines Vorläufigkeitsvermerks 
zu entscheiden, dem folgender Fall zugrun-
de lag: Eheleute erstatteten wegen nicht 
erklärter ausländischer Kapitalerträge eine 
Selbstanzeige, in der sie zunächst geschätz-
te Werte nacherklärten. In dem deswegen 
geänderten Einkommensteuerbescheid 
Nr. 1 nahm das Finanzamt einen Vorläufig-
keitsvermerk hinsichtlich der Kapitalerträge 
auf, damit die Eheleute die Chance hatten, 
eine korrekte Aufstellung der Kapitalerträ-
ge nachzureichen, ohne dass der Bescheid 
Nr. 1 in diesem Punkt rechtskräftig wurde. 
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wenn das Finanzamt diese Leistung ange-
nommen und behalten hat.
Bei der Berechnung der zu erlassenden 
Nachzahlungszinsen ist nach Auffassung 
der Finanzverwaltung der Tag des Geldein-
gangs nicht einzubeziehen, sondern erst der 
nächste Tag. Das Finanzgericht München 
hat aber entschieden, dass der Tag des Geld-
eingangs maßgebend ist. Wer Recht hat, 
muss der Bundesfinanzhof endgültig klären.

FG München, Urt. v. 26.10.2015, 7 K 774/14, 
(Rev. eingel., Az. BFH: I R 92/15), EFG 2016, 
S. 351

Kaufpreisaufteilung 
auf Grund und Boden 
sowie Gebäude bei 
Mietgrundstücken im 
Privatvermögen

Ist für ein bebautes Grundstück ein Ge-
samtkaufpreis gezahlt worden, wird der 
Kaufpreis zur Ermittlung der Absetzungen 
für Abnutzung (AfA) aufgeteilt. Zunächst 
sind die Verkehrswerte für den Grund und 
Boden und das Gebäude gesondert zu er-
mitteln. Danach sind die Gesamtanschaf-
fungskosten nach dem Verhältnis der bei-
den Verkehrswerte aufzuteilen.
Bei Mietwohngrundstücken im Privat-
vermögen erfolgt die Kaufpreisaufteilung 
nach dem Sachwertverfahren. Davon ist 
auch nicht abzuweichen, nur weil die Er-
werber ihre Kaufentscheidung ausschließ-
lich unter Renditegesichtspunkten ge-
troffen und sich dabei auf Ertragswerte 
gestützt haben. Die Anwendung des Sach-
wertverfahrens führt nicht schon dann zu 
einem unangemessenen Ergebnis, weil bei 
der Anwendung des Sachwertverfahrens 
ein außergewöhnlich hoher Marktanpas-
sungsfaktor angewendet werden muss, um 
zum endgültigen Sachwert zu gelangen. 
Allerdings können die Erwerber durch ein 
im Ertragswertverfahren erstelltes Gut-
achten darlegen, dass die Kaufpreisauftei-
lung im Sachwertverfahren wesentlich von 
der im Ertragswertverfahren abweicht.
FG Düsseldorf, Urt. v. 19.01.2016,  
13 K 1496/13, (Nichtzulassungsbeschw. 
eingel., Az. BFH: IX B 37/16),  
EFG 2016, S. 711

Verspätungszuschlag bei 
nur geringer Nachzahlung

Ist eine Jahressteuerschuld fast vollstän-
dig getilgt, kann ein die Abschlusszah-
lung übersteigender Verspätungszuschlag 
rechtswidrig sein.
Eine Steuerberatungsgesellschaft hatte 
die Umsatzsteuererklärung 2010 nach vor-
zeitiger Anforderung einige Tage zu spät 
eingereicht. Aus der Veranlagung ergab 
sich eine Nachzahlung von etwas über 
200 €. Das Finanzamt setzte nach mehre-
ren Bescheidänderungen endgültig einen 
Verspätungszuschlag von 1.500 € fest. Da-
gegen wandte sich die Steuerberatungsge-
sellschaft im Ergebnis erfolgreich.
Die Höhe eines Verspätungszuschlags 
ist auf 10 % der festgesetzten Steuer und 
25.000 €  maximal beschränkt. Bei der 
Festsetzung sind jedoch die individuel-
len Umstände zu berücksichtigen. Dabei 
spielt die Dauer der Fristüberschreitung, 
die Höhe des Zahlungsanspruchs aus der 
Veranlagung und die aus der verspäteten 
Abgabe gezogenen Vorteile eine Rolle. 
Grundsätzlich ist besonders die Höhe der 
Abschlusszahlung ein gewichtiger An-
haltspunkt für die Bemessung eines Zu-
schlags. Ein die Abschlusszahlung über-
steigender Verspätungszuschlag kann nur 
bei ganz besonderen Umständen gerecht-
fertigt sein.
BFH, Beschl. v. 14.04.2011, V B 100/10, 
BFH/NV 2011, S. 1288
BFH, Urt. v. 18.08.2015, V R 2/15,  
BFH/NV 2015, S. 1665, DStR 2015, S. 2382

Nationale Maßnahmen 
gegen Steueroasen und 
Briefkastenfirmen

Das Bundesministerium der Finanzen 
weist auf ein Maßnahmenpaket der Bun-
desregierung hin, das für mehr Transpa-
renz bei Briefkastenfirmen sorgen soll. Auf 
nationaler Ebene wurde mit den Bundes-
ländern eine grundlegende Einigung über 
konkrete Verschärfungen des Steuerrechts 
erzielt.
Es ist geplant, die Abgabenordnung (AO) 
in drei Bereichen zu ändern:
• �Die Mitwirkungspflichten der Steuer-

pflichtigen bei Beteiligungserwerb einer 

Hinweis: Die Darstellungen dienen ausschließlich Informationszwecken und 
ersetzen nicht die Beratung im Einzelfall.
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ausländischen Kapitalgesellschaft sollen 
auf jegliche Geschäftsbeziehungen zu 
ausländischen Unternehmen erweitert 
werden. Neben formaler rechtlicher Be-
teiligung soll auch ein tatsächlich be-
herrschender Einfluss mitgeteilt werden, 
um Treuhandverhältnisse oder ähnliche 
Vereinbarungen zu erfassen. Bußgelder 
im Falle eines Verstoßes gegen die Mit-
teilungspflichten sollen voraussichtlich 
von derzeit 5.000 € auf bis zu 25.000 € 
erhöht werden.

• �Banken haben neue steuerliche Anzeige-
pflichten zu erfüllen. Sie sollen etwa mit-
teilen müssen, welche Beteiligungen an 
Briefkastenfirmen sie vermittelt haben. 
Bei Verletzung der Anzeigepflicht droht 
den Banken ein beträchtliches Bußgeld 
und Haftung für Steuerschäden.

• �Das sogenannte steuerliche Bankgeheim-
nis soll aufgehoben werden. Es geht aber 
ausdrücklich nicht um das zivilrechtliche 
Bankgeheimnis, das vor Datenweiterga-
be etwa an andere Unternehmen schüt-
zen soll. Zugleich soll das automatisierte 
Kontenabrufverfahren auf die Ermittlung 
von Geschäftsbeziehungen zu Briefkas-
tenfirmen ausgeweitet werden. Die Le-
gitimationsprüfung durch Banken soll 
durch die Erfassung der Steuer-Identifi-
kationsnummer jedes Kontoführers und 
des wirtschaftlich abweichend Berech-
tigten erweitert werden. Steuerhinterzie-
hung durch verdeckte Beteiligungen soll 
zu den schweren Steuerhinterziehungen 
gerechnet werden, wodurch sich auch 
die Verjährungsfrist auf zehn Jahre für 
die Strafverfolgung verlängert.

BMF, Mitt. v. 03.06.2016
§ 30a AO
§ 154 AO

Beispiel:

Einkommensteuer Nach-
zahlung 2014 gem. Steuer-
bescheid-Bekanntgabe am 
22.09.16

30.000 € 

Nachzahlungszinsen für fünf 
volle Monate (April bis Au-
gust 2016) je 0,5 % = 2,5 %

750 €

Freiwil l ige Steuerzahlung 
von 30.000 € am 22.05.2016,  
somit Erlass für vier Monate je  
0,5 % = 2 %

600 €
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